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Einleitung 

Das folgende Dokument beschreibt die Position des Dachverbandes Erneuerbare Energie 

Österreich (EEÖ) zum Integrierten Nationalen Energie- und Klimaplan (NEKP), den Österreich 

Ende Dezember 2019 gemäß Governance-Verordnung (EU 2018/1999) der Europäischen 

Kommission vorgelegt hat. 

Die Notwendigkeit der fossilen Dekarbonisierung der weltweiten, der europäischen und damit auch 

der österreichischen Energiewirtschaften steht außer Zweifel, im Klimaabkommen von Paris (COP 

21) kommt diese auch deutlich zum Ausdruck. Mit den NEKP soll die Republik Österreich darstellen, 

wie in der Periode 2021 bis 2030 die Nachhaltigkeitsziele in den Bereichen THG-Reduktion, 

erneuerbare Energie und Energieeffizienz im Einklang mit den Zielen der Europäischen Union 

erreicht werden sollen. In der Einschätzung des EEÖ ist der österreichische NEKP aber 

unzureichend. Er erreicht wesentliche Ziele nicht, genügt hinsichtlich der Maßnahmen und 

Instrumente nicht, ist an entscheidenden Stellen zu wenig detailliert und hinsichtlich seines 

Anspruches zu wenig ambitioniert. 

Methodisch beruht diese Einschätzung auf Evaluierungen der einzelnen Mitgliedsverbände des 

EEÖ, die abgestimmt und in diesem Papier zusammengeführt wurden. Insofern muss nicht jeder 

der im Folgenden vorgebrachten Punkte von allen Mitgliedern des EEÖ geteilt werden. 

 

Zusammenfassung 

Die Erstellung des österreichischen Nationalen Energie- und Klimaplanes fiel in eine politisch sehr 

interessante Zeit: erstmals in der Zweiten Republik gab es zwischen 3. Juni 2019 und 7. Jänner 2020 

eine vom Bundespräsidenten direkt ernannte „Expertenregierung“, die über keine Mehrheit im 

Parlament verfügte. Diese Regierung – auch in ihrem Selbstverständnis eine Übergangsregierung 

– wollte keine weitreichenden Entscheidungen fällen, sondern lediglich die Zeit bis zur Vereidigung 

einer neuen Regierung mit parlamentarischer Mehrheit – Neuwahlen fanden Ende September 2019 

statt – überbrücken und verwalten. Entsprechend fiel auch die Formulierung des österreichischen 

NEKP eher verhalten und zurückhaltend aus, was von zahlreichen NGOs und auch vom EEÖ 

kritisiert wurde. So beinhaltet der NEKP kein Szenario, welches das Emissionsziel von 

Treibhausgasen gemäß Effort-Sharing Verordnung erreichen würde; ein derartiges Szenario zu 

erstellen wird an eine „zukünftige Regierung“ delegiert. 

Die am 7. Jänner 2020 vereidigte neue Österreichische Bundesregierung formulierte in ihrem 

Programm Ziele für den Energie- und Klimabereich, die zum Teil deutlich über jene des NEKP 

hinausgingen. Insofern sind Teile des NEKP wenige Tage nach seiner Veröffentlichung bereits aus 

doppelter Hinsicht politisch überholt: sie greifen hinsichtlich der Ziele Österreichs zu kurz, und sie 

liegen hinter den erklärten Regierungszielen zurück. Auch die inzwischen für das Thema zuständige 

Ministerin Leonore Gewessler sieht Österreich in der Pflicht, den NEKP zu verbessern. Im aktuellen 

Regierungsprogramm ist explizit die „unmittelbare Nachbesserung und Konkretisierung des 

NEKP“ festgeschrieben. Dabei sollen vor allem detaillierte Maßnahmen, Verantwortlichkeiten und 

ein Finanzierungsplan festgelegt werden. Allerdings ist noch unklar, bis wann die Überarbeitung 

des NEKP abgeschlossen sein soll. Im Folgenden wird daher auch auf das Regierungsprogramm 

verwiesen. 

Mit dem Ende 2019 von der Übergangsregierung an die EU-Kommission gemeldeten Nationalen 

Energie- und Klimaplan (NEKP) wird Österreich seine Klimaziele klar verfehlen. Das wird auch 

durch ein internes Expertenpapier von Umweltbundesamt, österreichischer Energieagentur, Wifo, 
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TU-Wien und TU-Graz verdeutlicht. Die wissenschaftliche Evaluierung des derzeitigen NEKP legt 

offen, dass damit kein einziges wichtiges Klimaziel erreicht werden kann. 

Von der bis 2030 angestrebten Senkung der Treibhausgas-Emissionen außerhalb des ETS um 36% 

werden nur 27% erreicht, es verbleibt eine Lücke von 5,2 Mio. Tonnen CO2eq. Dabei hält die 

Klimawissenschaft sogar eine Reduktion um 50% für notwendig, um mit den Pariser Klimazielen 

kompatibel zu sein. Auch die EU-Kommission will die Latte für 2030 höher legen und statt einer 

Reduktion von 40% eine um 50-55% anstreben, denn 40% reichen nicht, um Europa bis Mitte des 

Jahrhunderts klimaneutral zu machen. Entsprechend wird auch Österreich deutlich nachbessern 

müssen, um bei den Zielen der EU solidarisch beitragen zu können. 

Der geplante Anteil erneuerbarer Energie am Energieverbrauch von 46-50% wird nach dem 

Szenario WAM (with additional measures) knapp erreicht. Dabei ist dieser Zielwert sehr niedrig 

angesetzt worden, der EEÖ sieht einen Zielwert von 60% als notwendig. 

Die geplanten 100% Strom aus Erneuerbaren bis 2030 werden entsprechend dem derzeitigen 

NEKP nicht erreicht. Das Szenario WAM weist für 2030 noch einen Anteil fossiler Stromproduktion 

von 11 TWh auf, was mit „national-bilanziell“ 100% erneuerbar Energie nicht kompatibel ist (NEKP, 

p 257). Es genügen also im Elektrizitätsbereich die Zielen des NEKP nicht. In dieser Hinsicht ist das 

Regierungsübereinkommen deutlicher und couragierter. 

Seitens EEÖ wurden die Potenziale der Erneuerbaren durch seine Mitgliedsorganisationen erfasst 

und zusammenfassend vorgestellt (vgl. Fig. 2). Das Potenzial für erneuerbare elektrische Energie 

liegt bei zumindest 125 TWh, also unter dem prognostizierten Verbrauch von 2030. Um es zu 

heben, ist vor allem das seit Jahrzehnten weltweit bewährte Instrument von Einspeisetarifen 

geeignet und notwendig; der NEKP bleibt Details zur Unterstützung erneuerbarer elektrische 

Energie jedoch schuldig. Im Detail schlägt der EEÖ als Standard-Fördermodell das 

Markprämienmodell vor, also eine Direktvermarktung des Ökostroms, bei welcher der Erzeuger 

seinen Ökostrom selbst vermarktet und zusätzlich eine Marktprämie pro Kilowattstunde als 

Betriebsförderung erhält. 

 

Fig. 1: Senkung der Treibhausgasemissionen 2030 vs. 2005, Ziel und NEKP. Der NEKP erreicht das Ziel nicht 

Reduction of greenhouse-gas-emissions 2030 vs. 2005, goal and NECP; NECP fails to reach the goal 

Im Wärmebereich ist ein aufeinander abgestimmtes Bündel von Maßnahmen notwendig, um vor 

allem das Großprojekt des Ölheizungsausstiegs, aber auch die Dekarbonisierung des Gasmarktes 

zu realisieren. Seitens EEÖ gibt es auch eine detaillierte Position zur Wärmewende: 
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• Verbesserung der Steuerungs- und Entscheidungsgrundlagen 

• Stärkung der Expertise; Schulungs- und Ausbildungskapazitäten 

• Förderungen, Abbau kontraproduktiver Anreize und Subventionen, sozialer Ausgleich 

• Ordnungspolitische Maßnahmen, Raumordnung, Anpassung von Gesetzen 

• Fiskalische Maßnahmen, Steuerrecht, innovative Finanzierungsinstrumente und 

• Begleitende Kommunikations- und Effizienzmaßnahmen 

Auch der Mitte März vorgelegte Budgetentwurf 2020 lässt noch keine Aufbruchstimmung 

erkennen. Er sieht 161 Mio. Euro für Umwelt, Klima und Energie sowie 216 Mio. für den 

Verkehrsbereich vor. Doch alleine die Umsetzung des – unzureichenden – NEKP würde über 500 

Mio. Euro erfordern. 

Wie im NEKP (p 255) angeführt, sind die als Option in Tabelle 1 auf p9ff angeführten Ziele und 

Maßnahmenfelder, insbesondere 

• eine weitere Ökologisierung des Anreiz-, Förder- und Steuersystems,  

• eine Ausweitung des Emissionshandelssystems auf weitere Sektoren  

• eine Identifikation und ein stufenweiser Abbau kontraproduktiver Anreize und 

Subventionen   

noch nicht bei der Modellierung des WAM-Szenarios berücksichtigt! 

Die Bundesregierung ist verantwortlich, einen klaren Plan vorzulegen, wie Österreich seine 

Klimaziele erreichen kann. Der vorliegende NEKP muss dafür an vielen Stellen grundlegend 

verbessert werden. Die im Mai 2018 von der Bundesregierung vorgelegte Klima- und 

Energiestrategie #mission2030 ist im Prinzip darauf ausgerichtet, die Nachhaltigkeitsziele bis 2030 

in den Bereichen THG-Reduktion, erneuerbare Energie und Energieeffizienz im Einklang mit den 

Zielen der Europäischen Union zu erreichen (NEKP S 8). In der Strategie sind jedoch weder 

Zielpfade, noch Maßnahmen und Instrumente enthalten, um diese Ziele zu erreichen. 

Das Szenario WAM, das dem NEKP zugrunde liegt, erreicht offenbar die notwendigen Ziele im 

Klimaschutz und im Strombereich nicht. Es muss deshalb für einen neuen NEKP, der diese Ziele 

erreichen soll, auch ein entsprechendes Szenario entwickelt und vorgestellt werden. In diesem 

neuen Szenario sollen auch Ziele und Maßnahmen berücksichtigt werden, die zwar im NEKP (Tab. 

1, S 9 bis 16) aufgelistet sind, jedoch nicht im WAM-Szenario berücksichtigt werden (S 254). 

 

Fig. 2: Das realisierbare Potenzial erneuerbarer Primärenergie liegt langfristig bei 1.037 PJ. Eigene Darstellung EEÖ 

The potential of renewable primary energy in Austria, as proposed by EEÖ, is, in the long term (2040), at 1,037 PJ/a. 

Picture by EEÖ 

Der derzeit vorliegende Integrierte Nationale Energie- und Klimaplan ist entsprechend nicht 

geeignet, internationale Verpflichtungen beim Klimaschutz einzuhalten und Österreich auf einen 

Weg der fossilen Dekarbonisierung zu führen. Es fehlen Ziele im Einklang mit dem Pariser 
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Klimaabkommen, konkrete Maßnahmen, zugehörige Instrumente sowie Pläne für deren 

Finanzierung. Weiters fehlt ein wissenschaftlich durchgerechneter Beleg, dass mit den wenigen 

vorgeschlagenen Maßnahmen die erforderlichen Ziele erreicht werden können. 

 

Executive Summary 

Between June 2019 and January 2020, Austria was governed by a purely “administrative” 

transition-government which had been directly appointed by the president and which had no 

automatic support from the parliament. According to that, this government did not want to fell far-

reaching decisions but to keep an “administrative” status and postpone political decisions to the 

forthcoming new government. This new government was sworn in on Jan. 7th, 2020; for the first 

time in the history of the country it was a coalition between conservative and green parties.  

Accordingly, the finalisation and submission of the Austrian NECP was “administrated” by the 

transition-government, and it lacks the necessary ambition to meet the targets of greenhouse-gas 

emission reductions and build-up of the capacity of renewables. Moreover, the program of the new 

government is in parts even more determined than the NECP, so the NECP has to be considered 

being politically outdated just a few days after its completion. The need to improve the Austrian 

NECP has in the meantime been expressed by many sides, among them by the responsible minister 

herself, and it has been emphasized by EEÖ.  

The scenario on which the model for the further development of the energy situation of Austria is 

based on, a “WAM”-model (“with additional measures”), fails to meet the Austrian climate goals 

(see Fig. 1). From the aspired reduction of emissions of 36%, only 27% will be reached until 2030, 

leaving a gap of 5.2 mio. tons of CO2equ. Moreover, climate-scientists claim a reduction of 50% being 

necessary to be compatible with the Paris-goal (COP21).  

The WAM-scenario would narrowly reach the planed share of renewable energy of 46% to 50%. 

This goal itself, however, lacks ambition, Renewable Energy Austria (“EEÖ”) proposes a necessary 

share of 60% renewables until 2030. 

Concerning electricity, Austria is in a quite convenient position with a long tradition of 

hydropower. So the goal of reaching 100% renewables in electricity-supply in 2030 is accessible. It 

is explained in terms of “100% nationally-balanced”, which means that the national production of 

renewable electricity should balance the national demand on an annual scale, but not on a day by 

day-balance. Exports and imports will be possible in the future. The presented WAM-scenario 

(“with additional measures”), however, lists 11 TWh of fossil-based electricity for 2030 (p 257), 

whereas it should be (nationally balanced) zero in 2030.  

For the support of renewable electricity, EEÖ proposes a direct marketing (market-premium-

model), which is oriented on the German model. The producer can sell the electricity on its own, 

and it would receive an additional market-premium up to a certain threshold. If the market-price 

equals or surpasses this threshold, the market-premium would be zero. 

Detailed targets and roadmaps are also lacking for the heat-sector. Such targets will be expressed 

in a forthcoming (in 2020) heat-strategy. For the heat sector, the government-program (issued on 

Jan. 7th, 2020, only a few days after submission of the NECP) explains some targets in more detail 

than the NECP (for example the road to exit from oil heating systems). Issues concerning the heat-

sector are even more complicated in Austria because many of the political decisions have to be 

decided upon, and implemented, by the nine federal states (“Bundesländer”): the policies prefer to 

differ from one state to the other. What can be – and has been – an advantage in the past when 
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the best supportive policy can be identified in somehow competitive surroundings, prohibits at the 

same time the formulation of a consistent national policy. 

The planned exit from the existing 660,000 oil-heating systems is a large-scale-project. EEÖ 

proposes a bundle of six measures to cope with this challenge (improvement of basis for stirring 

and decisions, expertise and trainings, financial support and subsidies, elements of political order, 

innovative financing and taxing, supportive efficiency- and communication-measures). 

Furthermore, EEÖ has issued a position for the decarbonisation of the heating-market. 

The technical potential of indigenous renewable resources amounts to some 1,037 PJ in the mid of 

the century (see Fig. 2). To supply the country completely with renewables, efforts in energy-

efficiency would deeply be needed. An energy efficiency law is forthcoming, the old energy 

efficiency law failed to reduce energy demand but stimulated a lot of purely artificial efficiency-

actions. Currently, the NECP only proposes a reduction of primary energy intensity by 25 to 30% 

(2030 vs. 2015), and no final energy targets yet. A new energy efficiency law will be issued until 

end of 2020 and must contain binding absolute (not intensity-) targets. 

A “significant” share of natural gas shall be replaced by renewable gases (bio-methane, hydrogen, 

synthetic gases,…). The government-agreement issued after submission of the NECP details the 

res-share in the gas-network. A hydrogen-strategy is being elaborated since 2019 (p 161). It shall 

play a role in the greening-the-gas strategy, hydrogen shall be used as a long-term storage system 

for electricity (p 153), for industrial processes, and generally as an element for sector-coupling. 

Concerning transport, 7% biofuels/synthetic fuels shall be added to diesel, 5% ethanol to gasoline 

in 2030. The goal is to have 14% renewables in transport in 2030, starting from 9.6% in 2017, which 

includes railway-electricity and ropeways. 1.8% of the increment should come from E-mobility. 

Generally saying, the Austrian NECP follows an insufficient scenario (WAM) which does not meet 

emission targets. It lacks details of measures, instruments, and financing-schemes for technically 

all sectorial targets (from support-schemes to carbon-taxes) to reach the necessary goals.  

 

Analyse im Detail/ Detailed Assessment 

Treibhausgase/ Green House Gases 

Entsprechend der Vorgabe aus der Verordnung (EU) 2018/842 zur Festlegung verbindlicher 

nationaler Jahresziele für die Reduzierung der Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2021 bis 2030 

(„Effort Sharing“) verfolgt Österreich das Ziel, seine Treibhausgasemissionen in Sektoren 

außerhalb des Emissionshandels bis zum Jahr 2030 um 36% gegenüber 2005 zu reduzieren 

(entspricht minus 14,2 Mio. Tonnen CO2 gegenüber 2016). Während der Periode 2021 bis 2030 ist 

ein linearer Zielpfad gemäß EU Effort Sharing Verordnung einzuhalten. 

Die im NEKP vorgestellten Szenarien WAM und WEM (with existing measures) erreichen das 

vorgegebene Ziel für die Reduktion der Treibhausgasemissionen nicht. Das Szenario WAM 

berücksichtigt zwar über das Szenario WEM hinausgehend die im NEKP beschriebenen 

Maßnahmen und Zielsetzungen, die in den kommenden Monaten und Jahren durch geeignete 

ordnungsrechtliche, fiskale, förderpolitische und bewusstseinsbildende Instrumente umgesetzt 

werden sollen, und es weist einen Rückgang der Emissionen der nicht dem Emissionshandel 

unterliegenden Quellen bis 2030 auf rund 41,5 Mio. Tonnen CO2eq aus, was in etwa einer Reduktion 

um 27% gegenüber 2005 entspricht. Im NEKP selbst wird aber eingeräumt, dass er das Ziel im 

Bereich der Treibhausgasreduktion nicht erreicht: 
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Die Ergebnisse der WAM-Modellierung zeigen, dass ein Einsatz von weiteren Maßnahmen und 

Instrumenten notwendig sein wird, um die verbleibende Lücke von rd. 5,2 Mio. tCO2q zur Erreichung 

der THG-Reduktion von minus 36% bis 2030 durch Maßnahmen im Inland sicherzustellen (NEKP p 

255). 

Die Beiträge der einzelnen Sektoren am Reduktionsziel sind: 

• minus 7,2 MtCO2eq aus dem Verkehrsbereich; 

• minus 3 MtCO2eq aus dem Gebäudebereich; 

• die Beiträge der anderen Sektoren (Industrie und Gewerbe im Nicht-ETS, Land- und 

Forstwirtschaft, Abfallwirtschaft, F-Gase) sollen in einem Klimaschutzgesetz detailliert 

werden. 

Diese Ziele sind, wie im NEKP angeführt, nur durch eine weitere Ökologisierung des Anreiz-, 

Förder- und Steuersystems, eine Ausweitung des Emissionshandelssystems auf weitere Sektoren 

und eine Identifikation und einen stufenweisen Abbau kontraproduktiver Anreize und 

Subventionen zu erreichen. 

Zusammengefasst: der NEKP enthält kein Szenario, mit dem die im NEKP gesetzten Ziele erreicht 

werden können. Die Ergebnisse der WAM-Modellierung zeigen, dass ein Einsatz weiterer 

Instrumente notwendig sein wird, um die verbleibende Lücke von etwa 5,2 MtCO2eq zur Erreichung 

der THG-Reduktion von minus 36% bis 2030 durch Maßnahmen im Inland sicherzustellen. 

Laut der Wirkungsfolgenanalyse können die Treibhausgas-Emissionen bis 2030 durch die 

festgelegten Maßnahmen um 27% oder um rund 9 Mio. Tonnen CO2eq reduziert werden. Um eine 

Reduktion von 36% zu erreichen, könnten weitere 2 Mio. Tonnen CO2eq durch einen stufenweisen 

Abbau kontraproduktiver Förderungen gesenkt werden. Für die restlichen 3,2 Mio. Tonnen CO2eq 

gibt es im NEKP vorgeschlagene Optionen, die zusätzliche Emissionen einsparen könnten: 

• Eine Option stellt die Ökologisierung des Steuer-, Anreiz- und Abgabensystems dar, 

• eine andere die Ausweitung des Emissionshandels auf zusätzliche Sektoren 

• und eine dritte die Verwendung von Auktionserlösen aus dem Emissionshandel für klima- 

und energierelevante Projekte. 

• Das Regierungsprogramm 2020 bis 2024 enthält darüber hinaus zahlreiche weitere 

wirksame Klimaschutzmaßnahmen. 

 

Erneuerbare generell / Renewables In General: NEKP vs. EEÖ 

Österreich setzt sich laut NEKP das Ziel, den Anteil erneuerbarer Energie am 

Bruttoendenergieverbrauch bis 2030 auf einen Wert von 46-50% anzuheben. 2017 lag der Anteil 

bei 32,6%. Darüber hinaus soll der Gesamtstromverbrauch 2030 zu 100% „national bilanziell“ aus 

erneuerbaren Energiequellen gedeckt werden (NEKP p 78). 

Generell weist der österreichische NEKP einen Entwicklungspfad für den Brutto-

Endenergieverbrauch zwischen 2017 und 2030 auf, der sich von einem Erneuerbaren-Anteil von 

32,6% (2017) über mehrere Stufen in 2022, 2025 und 2027 auf einen Zielwert von 46-50% im Jahr 

2030 bewegt (Tab. 4, p 80). Das zugrundeliegende WAM-Szenario erreicht dieses Ziel mit 46% 

knapp. Die österreichische Klima- und Energiestrategie #mission2030 setzte das Ziel noch auf 45-

50% Anteil erneuerbarer Energie. Zur Zielerreichung tragen die einzelnen Technologien 

unterschiedlich bei. 
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Tab. 1: indikativer Zielpfad für erneuerbare Energie, NEKP p 80 

 

Tab. 2: Das WAM-Modell (NEKP, p 256) erreicht im Jahr 2030 einen Anteil Erneuerbarer von 46%, für 2040 einen von 

49%. 

 

Die Nutzung erneuerbarer Energie kann in den kommenden Jahrzehnten aus Sicht des EEÖ aber 

deutlich couragierter ausgeweitet werden. Das Potenzial an Primärenergie aus erneuerbaren 

Energien in Österreich beträgt insgesamt 1.037 PJ (288 TWh). Gegenüber der Nutzung 2018 kann 

der Einsatz von Primärenergie also um 620 PJ bzw. den Faktor 2,5 ausgeweitet werden. Die 

größten Zuwächse in absoluten Zahlen können bei Biomasse (fest, flüssig, gasförmig), Windkraft 

und Photovoltaik realisiert werden (vgl. Tab. 3). 

Tab. 3: Langfristig stehen um 620 PJ mehr erneuerbare Energie zur Verfügung als aktuell genutzt werden. 

Steigerungsfaktor = Verhältnis langfristige Nutzung zu Nutzung 2018. Quelle: Position des EEÖ zur Long Term Strategy 

Primärenergie in PJ N

u

t

z

u

n

g 

2

0

1

8 

(

P

J

) 

Potenzial (PJ) Zuwachs (PJ) Steigerungs-faktor* 

Wasserkraft 1

3

5 

184 

+48 1,4 

Windkraft 2

2 

155 

+133 7,1 

Photovoltaik 5 108 +103 21 

Tiefe Geothermie (Strom) 0 2,5 +2,5 2.900 
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Biomasse (fest, flüssig, 

gasförmig) 

2

3

2 

450 

+218 1,9 

Tiefe Geothermie (Wärme) 1 33 +32 31 

Oberfl. Geoth. & 

Umgebungswärme 

1

4 

70 

+56 5,0 

Solarthermie 8 35 +27 4,6 

Gesamt 4

1

7 

1.037 +620 2,5 

* jeweils auf zwei Stellen gerundet 

• Knapp 450 PJ (125 TWh) aus Wasserkraft, Windkraft, Photovoltaik und Geothermie stehen 

als elektrische Energie zur Verfügung. 

• Weitere 450 PJ (125 TWh) in Form von fester, flüssiger und gasförmiger Biomasse als 

gebundene chemische Energie. 

• 138 PJ (38 TWh) können an thermischer Energie aus Solarthermie, oberflächennaher und 

tiefer Geothermie sowie Umgebungswärme verfügbar gemacht werden. 

 

Notwendige Unterstützung durch Energieeffizienz und exergetische Priorisierung/ 

Necessary Support By Energy Eficiency And Exergy-Priorities 

Die Potenziale für Erneuerbare aus dem Inland werden nach Einschätzung des EEÖ dann 

ausreichen, wenn zwei wesentliche Elemente unterstützend eingreifen: 

1. Die Energieeffizienz muss substanzielle Beiträge leisten, und 

2. der Einsatz der Potenziale der verschiedenen erneuerbaren Energieträger muss nach 

exergetischen Prinzipien erfolgen. 

Zum Punkt 1, Energieeffizienz: 

Das technische Potenzial an Primärenergie aus erneuerbaren Energien in Österreich beträgt 

insgesamt, wie dargestellt, ca. 1.037 PJ/288 TWh (für 2050). Dieses ist nur ausreichend für die 

Versorgung des Landes, wenn die Energieeffizienz einen substanziellen Beitrag leistet, um den 

Energieverbrauch zu reduzieren. Im Augenblick (Mai 2020) liegt noch kein neues 

Energieeffizienzgesetz vor. In der österreichischen Energiestrategie #mission2030 wie auch im 

NEKP, der diese zitiert, ist lediglich von Intensitätszielen die Rede: 

Österreich hat sich im Rahmen der Klima- und Energiestrategie der Bundesregierung (#mission) 

das Ziel gesetzt, die Primärenergieintensität um 25 bis 30% gegenüber 2015 zu verbessern. Sollte 

bis 2030 ein Primärenergiebedarf von 1.200 Petajoule (PJ) überschritten werden, so sollen diese 

darüberhinausgehenden Energiemengen durch Energie aus erneuerbaren Quellen abgedeckt 

werden (NEKP p 85). 

Die Primärenergieintensität (Bruttoinlandsverbrauch pro BIP) sank zwar zwischen 2005 und 2017 

um ca. 15% (vgl. Fig. 3 aus NEKP p 231), gleichzeitig blieb der Bruttoinlandsverbrauch in diesem 

Zeitraum aber praktisch konstant. Die Messgröße Primärenergieintensität spiegelt also eher einen 

strukturellen Wandel der Volkswirtschaft und nicht reale Effizienzmaßnahmen zur Reduktion des 

Energieverbrauchs. 
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Fig. 3: Entwicklung der Primärenergieintensität, des BIP und des Bruttoinlandsverbrauches. Quelle: NEKP p 231 

Das dem aktuellen NEKP zugrundeliegende WAM-Szenario erreicht keinen 

Primärenergieverbrauch unter 1.400 PJ/388 TWh, weder für 2030 noch für 2040 (NEKP p 256, vgl. 

Tab. 2). Angesichts des Primärenergiepotenzials aller Erneuerbaren von 1.037 PJ für 2050 (vgl. Tab. 

3) kann Österreich seine Energiewirtschaft nicht aus eigener Kraft auf erneuerbare Energie 

umstellen und nicht ohne Importe erneuerbarer Energie fossil dekarbonisieren, wenn nicht 

substanzielle Beiträge seitens der Energieeffizienz erfolgen – und zwar Absolutziele und nicht 

Intensitätsziele. 

Ein Intensitätsziel wie in der Energiestrategie vorgesehen stellt nicht sicher, dass der 

Energieverbrauch wirklich sinkt. Allein durch die Stilllegung der Kohlekraftwerke, die anno 2015 

noch in Betrieb waren, 2030 aber nicht mehr in Betrieb sein werden – das letzte österreichische 

Kohlekraftwerk wurde 2020 stillgelegt – wird die Primärenergieintensität deutlich sinken. Der 

relative Ausbau des tertiären Sektors (Dienstleistungen etc.), wie er sich im Zuge des 

gesellschaftlichen Wandels quasi von selbst vollzieht, senkt, ohne explizite Anstrengungen im 

Bereich Energieeffizienz, die Energieintensität. 

Wichtig und für die Versorgung Österreichs unverzichtbar sind nicht Intensitätsziele, sondern 

absolute Mengenziele für den Energieverbrauch 2030. Im NEKP müssen Mengenziele – ob für 

Endenergie oder für Primärenergie – für 2030 zu finden sein, die mit den Potenzialen der 

Erneuerbaren so weit zusammenstimmen, dass die Versorgung des Landes aus heimischer 

erneuerbarer Energie möglich ist. 

Zum Punkt 2, der exergetischen Priorisierung des Energieeinsatzes: 

Der Gehalt an Exergie kann als thermodynamische „Qualität“ von Energie interpretiert werden: Als 

Exergie wird der Teil der Energie bezeichnet, der theoretisch vollständig in jede andere 

Energieform umgewandelt werden kann. Elektrische Energie kann z.B. zu 100% in mechanische 

oder thermische Energie umgewandelt werden. Dagegen kann thermische Energie nur zum Teil in 

mechanische oder elektrische Energie umgewandelt werden, und dieser Teil wird mit 

abnehmendem Temperaturniveau kleiner. Der Restanteil wird als Anergie bezeichnet. 

Energieanwendungen haben sehr unterschiedliche Anforderungen an den Exergiegehalt des 

eingesetzten Energieträgers. Während etwa Anwendungen, die mechanische Nutzenergie 

benötigen, hohe Exergieanforderungen haben, sind etwa Niedertemperaturanwendungen auch 

mit niedrigen Exergiegehalten der eingesetzten Energieträger bedienbar. Umgekehrt 

unterscheiden sich die verfügbaren erneuerbaren Energien ebenfalls in ihrem Exergiegehalt: vom 

höchsten Gehalt bei Strom, Biomethan über biogene Energieträger bis zu Solarthermie, 

Geothermie oder auch Abwärme. Vom Standpunkt der Ressourceneffizienz ist demnach eine 

exergetische Priorisierung der eingesetzten Energieträger je nach Anwendung sinnvoll. 
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Wichtig ist auch, dass Energieträger wie die Solarthermie und die Geothermie ihre jeweiligen 

Potenziale entfalten können. Beide liefern Energie mit vergleichseiweise niedrigem Exergiegehalt. 

Für die Realisierung ihrer Potenziale ist es entscheidend, dass die Verbrauchermärkte für diese 

Energieträger nicht von anderen Energieträgern mit höherem Exergiegehalt besetzt werden. 

Ansonsten könnte es vorkommen, dass beispielsweise im Niedertemperaturmarkt – der mit 

Energieträgern mit niedrigem Exergiegehalt bedienbar ist – erneuerbare Gase für die Erzeugung 

von Raumwärme und Warmwasser eingesetzt werden, während die ebenfalls verfügbaren 

Potenziale an Solarthermie oder Geothermie nicht genutzt werden können, weil der Markt schon – 

vom in diesem Fall exergetisch falschen Energieträger – besetzt ist. 

 

Elektrische Energie/ Electric Energy 

Ziel laut NEKP ist es, im Jahr 2030 den Gesamtstromverbrauch zu 100% (national bilanziell) aus 

erneuerbaren Energiequellen im Inland zu decken. Dieses Ziel wurde bereits mehrfach formuliert – 

in der #mission2030 genannten Österreichischen Klima- und Energiestrategie 2018 und vom 

damaligen österreichischen Bundeskanzler Werner Faymann im Dezember 2015 anlässlich der 

COP21 in Paris. 

Österreich startet dank seiner bedeutenden Wasserkraftnutzung und anderer erneuerbarer 

Stromproduktion (Wind, Biomasse, PV,…) von einer relativ komfortablen Position von ca. 69% 

Anteil (2017) Erneuerbarer an der Stromproduktion (51,9% Wasserkraft, 8,9% Wind, 6% biogen, 

1,7% PV,…). Allerdings ist das Land seit Beginn des 21. Jahrhunderts Netto-Stromimporteur, 2017 

lagen die Importe bei 8,8% des Aufkommens. Die Importe stammen hauptsächlich aus Deutschland 

und Tschechien. 

Nachdem bereits 2019 eines der beiden letzten Kohlekraftwerke (Dürnrohr) geschlossen wurde, 

wurde das letzte Kohlekraftwerk Österreichs in Mellach im Frühjahr 2020 stillgelegt. Damit steigt 

Österreich aus der Kohleverstromung (mit Ausnahme der industriellen Nutzung) aus. 

Der Inlandstromverbrauch im Jahr 2030 soll laut Berechnungen zwischen 80 und 85 TWh/a liegen; 

daraus folgt – unter den unten genannten Ausnahmen – eine notwendige Erzeugung aus 

Erneuerbaren von 74-79 TWh und mithin ein notwendiger Zubau (netto, d.h. Anlagen, die in dieser 

Zeit abgebaut werden, müssen zusätzlich ersetzt werden) von 22 bis 27 TWh jährlicher 

Erzeugungsmenge. 

Regel- und Ausgleichsenergie zur Stabilisierung des Netzbetriebs sind für die Berechnung des 100-

%-Ziels laut NEKP nicht einzubeziehen und die Eigenstromerzeugung aus fossilen Energieträgern 

in der Sachgüterproduktion soll aus Gründen der Ressourceneffizienz ebenfalls weiterhin möglich 

sein. Diese werden nach Berechnungen im Jahr 2030 rund 6 TWh betragen (NEKP p 80).  

Das Szenario WAM weist für 2030 noch einen Anteil der fossilen Stromproduktion von 11 TWh/a 

auf, was mit „national-bilanziell“ 100% erneuerbar nicht kompatibel ist (NEKP Tab. 25, p 257). Es 

genügt also im Elektrizitätsbereich den Zielen des NEKP nicht. 

Tab. 4: Aufbringung von Strom aus Erneuerbaren nach dem WAM-Szenario/NEKP p 257 
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Das „Erneuerbaren-Ausbaugesetz (EAG)“, das die Rahmenbedingungen für den Stromsektor neu 

festlegen und damit den Ausbau der erneuerbaren Stromproduktion ermöglichen soll, ist im April 

2020 noch in Diskussion. Bis zum Sommer 2020 soll ein Entwurf vorliegen, bis Ende 2020 soll es 

im Parlament beschlossen sein, sodass es ab 2021 in Kraft sein soll. Entsprechend dem 

Regierungsübereinkommen bedeuten 100% Strom aus Erneuerbaren bis 2030 einen Zubau von 27 

TWh/a, davon auf einem zehnjährigen linearen Pfad: 

• 11 TWh aus PV, 

• 10 TWh aus Wind, 

• 5 TWh aus Wasserkraft und 

• 1 TWh aus Biomasse. 

Das realisierbare Potenzial erneuerbarer Primärenergie liegt langfristig bei 1.037 PJ, das Potenzial 

für elektrische Energie bei zumindest 125 TWh (vgl. Fig. 2). 

 

Gebäude, Wärmemarkt, Kälte/ Buildings, Heat-Market, Cold 

NEKP, p 130 ff 

Energieaspekte im Gebäudebereich (Wärme, Kälte, thermische Sanierung etc.) liegen in Österreich 

hauptsächlich im Kompetenzbereich der neun Bundesländer. Eine bundesweit gültige Strategie ist 

also nur in enger Abstimmung zwischen Bund und Bundesländern möglich. 

Mehrfach wird im NEKP darauf verwiesen, dass eine Wärmestrategie vorgelegt werden soll. Diese 

wird auch schon in der österreichischen Klima- und Energiestrategie #mission2030 erwähnt, und 

sie wird im April 2020 noch erarbeitet. 

Durch Sanierung und erneuerbare Energiesysteme im Gebäudebereich sollen bis 2030 Emissionen 

von 3 Mio. Tonnen Treibhausgasen gegenüber 2016 eingespart werden. 2 Mio. Tonnen davon 

können durch den Tausch von Ölheizungen auf erneuerbare Systeme erreicht werden, der Rest 

durch erneuerbare Gase im Wärmebereich und durch die thermische Gebäudesanierung. Der 

Neubau soll ab 2020 weitestgehend ohne den Einsatz fossiler Brennstoffe für Raumwärme, 

Warmwasser und Kühlung auskommen, was mit verfügbaren Technologien möglich ist. Das 

Problem besteht aber im Gebäudebestand. 
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Die Maßnahmen für die Minderung von 3 Mio. t CO2 im NEKP bleiben in den Details aber vage wie 

„Erneuerbaren Gebot“, 25 Jahre alte Ölheizungen stilllegen, Phase-out für Ölheizungen bis 2040 – 

ohne konkrete Instrumente dafür. In dieser Hinsicht ist das Regierungsübereinkommen wesentlich 

präziser und geht über den NEKP hinaus. Allerdings ist auch dieses aufgrund der noch fehlenden 

Wärmestrategie nicht mit konkreten Maßnahmen und Instrumenten ausgestattet. 

Der Ausstieg aus Ölheizungen im Neubau wurde bereits Ende September 2019 gesetzlich geregelt 

– diese Maßnahme hat allerdings hauptsächlich symbolische Wirkung, weil Ölheizungen im Neubau 

ohnehin praktisch nicht mehr eingebaut worden sind. Was den Ausstieg aus dem 

Ölheizungsbestand angeht (ca. 660.000 Ölheizungen werden in Österreich betrieben), so bleibt 

der NEKP auch diesbezüglich hinter dem Regierungsübereinkommen zurück. Überdies fehlen 

Details zu diesem sehr anspruchsvollen Großprojekt (vgl. Fig. 4). Soll der Ölheizungsausstieg wie 

im NEKP erfolgen (also langsamer als gemäß Regierungsübereinkommen), so müssen bis 2030 ca. 

350.000 Ölkessel ersetzt werden, also ca. 35.000 pro Jahr. Laut Regierungsübereinkommen sollen 

Ölkessel, 

• ab 2020 im Neubau (dies ist bereits realisiert), 

• ab 2021 bei Heizungswechsel verboten sein, 

• die älter als 25 Jahre sind, ab 2025 nicht mehr betrieben werden dürfen und 

• ab 2035 generell nicht mehr betrieben werden dürfen. 

Dafür wird ein abgestimmter Mix von Instrumenten benötigt werden, neben der Beratung durch 

Experten, der ausreichenden Dotierung des „Raus aus Öl-Bonus“ – diese Investitionsförderung war 

in den letzten Jahren meistens unterdotiert –, die auch soziale Härtefälle vermeiden soll, ist auch 

eine Datenbank notwendig, in der die Ölheizungen erfasst werden. 

 

Fig. 4: Ersatz von Ölkesseln laut Regierungsprogramm (2020 bis 2025 lineare Interpolation); eigene Darstellung 

Entsprechend dem Regierungsübereinkommen sind bis 2025 ca. 460.000 Ölkessel, die dann älter 

als 25 Jahre sein werden, zu ersetzen (vgl. Fig. 4). Für diesen Austausch wird eine Datenbank 

benötigt, in welcher vorhandene Ölkessel mit Alter und Standort versehen verzeichnet sind. 

Das Erdgasnetz soll für Niedertemperaturzwecke wie Heizen nicht mehr ausgebaut werden. Um, 

wie geplant, fossiles Gas durch erneuerbares Gas zu ersetzen, bedarf es einer Strategie für die 

Produktion der erforderlichen Mengen, die noch nicht vorliegt. Laut Regierungsübereinkommen, 

das über den NEKP hinausgeht, sind ab 2025 keine Gaskessel-Neuanschlüsse mehr möglich, das 

Gasnetz zur Raumwärmeversorgung soll nicht weiter ausgebaut, sondern allenfalls innerhalb 

bestehender Netze verdichtet werden. 

Im Effizienzbereich soll die Sanierungsrate im Gebäudebereich für die Periode 2020 bis 2030 

verdoppelt werden. Da Gebäudesanierung kompetenzmäßig im Bereich der Bundesländer liegt, 

stimmen diese eine long-term renovation strategy ab. Der Entwurf dieser Strategie enthält keine 

absolute Reduktion des Wärmeenergieverbrauchs bis 2050 und 51,3 PJ an nichterneuerbarer 

Energieversorgung im Jahr 2050, was mit den Pariser Klimazielen nicht vereinbar ist.  
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Die im Plan vorgesehene Verdoppelung der Sanierungsrate kann mit den bisherigen Maßnahmen 

nicht erreicht werden. Für die im Regierungsprogramm vorgesehene Anhebung der 

Sanierungsrate auf drei Prozent und den Ausstieg aus der Ölheizung ist eine Aufstockung des 

Bundes-Sanierungsschecks auf mindestens 300 Mio. Euro pro Jahr notwendig. 

 

Fig. 5: Endenergieeinsatz zum Heizen und für die Warmwasserbereitstellung, Position des EEÖ 

Der EEÖ hat eine Position entwickelt, welche die praktisch vollständige Dekarbonisierung des 

Gebäudesektors bis 2050 ermöglicht (vgl. Fig. 5), Positionspapier Wärmewende. 

 

Transport, Verkehr/ Transport, Traffic 

Das Szenario WAM weist einen Rückgang der Emissionen der nicht dem Emissionshandel 

unterliegenden Quellen bis 2030 auf rund 41,5 Mio. Tonnen CO2eq aus, was in etwa einer Reduktion 

um 27% gegenüber 2005 entspricht. Trotz deutlicher Reduktionen bleibt der Sektor Verkehr mit 

49% der größte Emittent im non-ETS Bereich (NEKP p 254 f). 

Im Verkehrsbereich soll eine Reihe von Maßnahmen zur teilweisen Dekarbonisierung dieses 

„Sorgenkind der österreichischen Klimapolitik“ genannten Sektors beitragen. 2030 sollen 14% 

erneuerbare Energieträger im Transportbereich eingesetzt werden (2017: 9,6%); in diesem Anteil 

sind die Eisenbahn und Seilbahnen enthalten. 1,8% des Anteils sollen von der Elektromobilität 

stammen, 7% von Biotreibstoffen bzw. synthetischen Treibstoffen als Dieselbeimischung, 5% von 

Ethanol als Beimischung zu Benzin. 

 

Die Beiträge der einzelnen erneuerbaren Energieträger aus Sicht des EEÖ/ 

Proposed Contribution Of The different Renewables, As Proposed By EEÖ 

Die folgende Aufstellung der Potenziale der einzelnen erneuerbaren Energieträger folgt den 

Einschätzungen der einzelnen Mitgliedsverbände des EEÖ. Die Potenzialabschätzungen geben 

technische Angebotspotenziale an, drücken also aus, welche Mengen an Primärenergie bei einem 

erwarteten Stand der Technik in den nächsten Jahrzehnten auf Basis der dann verfügbaren 

Ressourcen (z.B. Flächen, Rohstoffe) bereitgestellt werden können. 

 

https://static1.squarespace.com/static/5b978be0697a98a663136c47/t/5c62a74ef4e1fcf05b96067a/1549969241083/Positionspapier+Wa%CC%88rmewende.pdf
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Biomasse (fest, flüssig, gasförmig)/ Biomass (Solid, Liquid, Gaseous) 

Der Österreichische Biomasse-Verband geht von einem gesamten, nachhaltig aufbringbaren 

langfristigen Primärenergiepotenzial aus Biomasse von 450 PJ aus, das Ziel für 2030 liegt bei 340 

PJ. Von diesem Potenzial werden nach Angaben des Verbandes Kompost&Biogas Österreich 77 

bis 89 PJ (bzw. 2,1 bis 2,5 Mrd. Nm³) als Biomethan aus Reststoffen zur Verfügung stehen. Diese 

Werte entsprechen den Angaben einer Biomethan-Potenzialstudie für die Substrate Getreidestroh, 

Mais- und Rapsstroh, Rübenblätter, Wirtschaftsdünger, organische Abfälle und Klärschlamm. Das 

verbleibende Potenzial steht prinzipiell als feste Biomasse zur Verfügung, kann aber in gasförmige 

und flüssige Energieträger umgewandelt werden. Insgesamt könnten mit zusätzlicher Vergasung 

holzartiger Biomassefraktionen in einem realistischen Szenario bis zu etwa 150 PJ (bzw. 4,2 Mrd. 

Nm³) Biomethan verfügbar gemacht werden. Die Nutzung dieser Mengen beansprucht keine 

zusätzlichen Flächen außer jener der Anlagenstandorte selbst. 

 

Fig. 6: Die jährliche Biomassenutzung kann bis 2030 auf 340 PJ und langfristig auf 450 PJ ausgeweitet werden. 

Datenquellen: Österreichischer Biomasseverband, 

Greening the gas/ Greening The Gas 

Zum Thema “greening the gas” soll ein „bedeutender“ Anteil des Erdgases durch erneuerbare Gase 

ersetzt werden, die Gasnetze sollen für den Transport erneuerbarer Gase (Biomethan, synthetische 

Gase, Wasserstoff,…) adaptiert werden. Eine Wasserstoffstrategie wird momentan seit 2019 

erarbeitet. 

 

Wasserkraft/ Hydropower 

Die Stromerzeugung aus Wasserkraft hat in Österreich lange Tradition und große Bedeutung. 2018 

betrug die Erzeugung (ohne Erzeugung aus gepumptem Zufluss) 37,6 TWh. Sie deckt damit aktuell 

ca. 58% der Stromerzeugung in Österreich bzw. 51% des gesamten Stromverbrauchs. 

Ausbauziel für 2030 ist eine Stromerzeugung aus Wasserkraft von 48,4 TWh, 9,4 TWh davon aus 

Kleinwasserkraft, das sind Anlagen bis 10 MW. 
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Fig. 7: Langfristig kann die Wasserkrafterzeugung auf 51,1 TWh/a ausgeweitet werden. Datenquellen: Kleinwasserkraft 

Österreich 

 

Windenergie/ Wind Energy 

Per Ende 2019 sind nach Angaben der IG Windkraft 1.340 Anlagen mit einer Leistung von 3.159 MW 

und einem Arbeitsvermögen von 7 TWh am Netz. 2018 wurden etwa 6 TWh erzeugt, das ist ein 

Anteil von 9% an der gesamten Stromerzeugung und 8% des gesamten Stromverbrauchs in 

Österreich. Für eine plausible Abschätzung des langfristigen Potentials der Windkraftnutzung 

werden zwei Szenarien betrachtet: 

• Bei einer Inanspruchnahme von 1% der Fläche Österreichs mit rund 3.300 

Windkraftanlagen mit einer Leistung von rund 14 GW kann die Windkraft ca. 43 TWh/a 

liefern.  

• Bei einer Inanspruchnahme von 2% der Fläche Österreichs mit rund 6.500 Anlagen mit rund 

29 GW Leistung kann die Windkraft ca. 80 TWh/a liefern. 

 

Fig. 8. Die jährliche Stromerzeugung aus Windkraft kann bis 2030 auf 22,5 TWh und langfristig auf 43 TWh bzw. 

maximal auf bis zu 80 TWh ausgebaut werden. Datenquellen: IG Windkraft 
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Photovoltaik/ Photovoltaics 

2018 wurden 1,4 TWh aus PV erzeugt, das entspricht einem Anteil von rund 2% an der gesamten 

Stromerzeugung. Der Ausbau muss rasch voranschreiten, da PV einen wesentlichen Beitrag dazu 

leisten wird, 2030 den Strombedarf Österreichs bilanziell aus erneuerbaren Energiequellen decken 

zu können. Der Verband Photovoltaik Austria geht langfristig von einem realisierbaren Potenzial 

von 30 TWh/a aus. Ausbauziel für 2030 ist nach dem NEKP des EEÖ eine jährliche Stromerzeugung 

von 15 TWh. 

 

Fig. 9: Die jährliche Stromerzeugung aus PV kann bis 2030 auf 15 TWh/a und langfristig auf 30 TWh/a ausgebaut 

werden. Datenquelle: Photovoltaik Austria 

 

Solarthermie/ Solar Thermal Energy 

Die Nutzung von Solarwärme begann in Österreich vergleichsweise früh Mitte der 1970er Jahre 

und stieg bis Anfang der 2010er Jahre stetig an, seither stagniert ihre Nutzung und betrug 2018 rd. 

7,6 PJ. Genutzt wird sie derzeit zur Warmwasserbereitung und Heizungsunterstützung, in den 

letzten Jahren verstärkt auch im Bereich gewerblicher und industrieller Anwendungen. Die 

technischen Angebotspotenziale sind sehr hoch und liegen im Bereich von 120 PJ, unter der 

Annahme, dass geeignete gebäudeverbundene Flächen zu 50% solarthermisch genutzt werden. 

Bis 2030 soll die Nutzung nach dem NEKP des EEÖ auf 17 PJ erhöht werden. Neben der klassischen 

direkten Nutzung für Raumwärme und Warmwasser an Gebäuden bestehen künftige Potenziale 

auch in der Einspeisung in Fernwärmenetze und in der Bereitstellung industrieller Prozesswärme. 

0

20

40

60

80

100

0

5

10

15

20

25

30

1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030

St
ro

m
er

ze
u

gu
n

g 
in

 P
J

St
ro

m
er

ze
u

gu
n

g 
in

 T
W

h

Erzeugung 1970-2018 PotenzialZiel

30 TWh

15 TWh



18 

 

Fig. 10: Die Nutzung der Solarthermie kann bis 2030 auf 17 PJ/a und langfristig auf 35 PJ/a ausgeweitet werden. 

Datenquelle: Austria Solar 

 

Umgebungswärme, Geothermie/ Ambient Heat, Geothermal Energy 

Umgebungswärme wird seit Markteinführung von Wärmepumpen in Österreich in den späten 

1970er Jahren zunehmend genutzt. In den letzten Jahren stieg der Wärmeertrag besonders stark 

und betrug 2018 knapp 14 PJ. Über 80% werden zur Bereitstellung von Raumwärme, knapp 10% 

für Brauchwasser eingesetzt, gut 10% findet in Industriewärmepumpen Anwendung. Etwa knapp 

die Hälfte geht auf die Nutzung oberflächennaher Geothermie zurück. 

Begrenzender Faktor für die Nutzung des Potenzials ist die Nachfrageentwicklung. Langfristig 

können bis zu 50% des Bedarfs an Raumwärme und Warmwasser in Gebäuden durch 

Wärmepumpen abgedeckt werden. In urbanen Gebieten sind laut Geothermie Österreich auch 

Deckungsgrade über 50% realisierbar. Zusätzlich können zunehmend Anwendungen in der 

Industrie erschlossen werden. Das Ziel für 2030 liegt nach dem NEKP des EEÖ bei 18 PJ– aus Sicht 

von Geothermie Österreich sind bis zu 40 PJ realisierbar. 

 

Fig. 11: Die Nutzung von Umgebungswärme kann bis 2030 auf 18 PJ und langfristig auf bis zu 70 PJ ausgeweitet 

werden. Datenquellen: Geothermie Österreich 
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An tiefer Geothermie wurde 2018 etwa 1 PJ genutzt, jeweils etwa zur Hälfte in direkter Nutzung 

und für die Fernwärme. Mit den bekannten technischen Potenzialen für Hydrogeothermie könnten 

bis zu 33 PJ Wärme bereitgestellt werden, etwa jeweils zur Hälfte in den Temperaturbereichen 

<100°C und 100 bis 150°C. Für 2030 beträgt das Ausbauziel 7 PJ. Neben der Erzeugung von Energie 

lassen sich Wasserkörper in Tiefenbereichen von mehreren hundert Metern bis zu mehreren 

Kilometern auch für die saisonale Speicherung von Überschusswärme im Temperaturbereich 

zwischen 50°C und 100°C nutzen. Die unter den derzeitigen Rahmenbedingungen technisch und 

wirtschaftlich umsetzbaren Strompotenziale werden langfristig auf 0,7 TWh (2,5 PJ) geschätzt, 

Ziel für 2030 sind 0,04 TWh (0,15 PJ). 

 

Fig. 12: Das nutzbare Potenzial tiefer Geothermie liegt langfristig bei etwa 36 PJ, davon ca. 2,5 PJ als elektrische Energie. 

Datenquellen: Geothermie Österreich 

 

Analyse der Umsetzungsinstrumente, Empfehlung von Maßnahmen/ Analysis Of 

Instruments And Recommendation Of Measures For The Realization Of Potentials 

Das Ziel des NEKP muss es sein, einen nachvollziehbaren, stringenten und realisierbaren Pfad für 

die Dekarbonisierung der österreichischen Energiewirtschaft vorzuzeichnen und Maßnahmen und 

Instrumente vorzuschlagen, die für seine Realisierung notwendig sind. Der aktuelle NEKP listet 

zwar eine Reihe von Maßnahmen auf, muss aber einräumen, dass diese nicht geeignet sind, die 

Ziele zu erreichen. Entsprechend muss die Liste ergänzt werden. 

Die Ziele sollen durch ein Bündel von unterschiedlichen Maßnahmen und Instrumenten erreicht 

werden. Unter diesen Maßnahmen sind prinzipiell die folgenden, wobei nicht in jedem Fall alle zur 

Anwendung kommen müssen: 

1. Verbesserung der Steuerungs- und Entscheidungsgrundlagen 

2. Stärkung der Expertise; Schulungs- und Ausbildungskapazitäten 

3. Förderungen, Abbau kontraproduktiver Anreize und Subventionen, sozialer Ausgleich 

4. Ordnungspolitische Maßnahmen, Raumordnung, Anpassung von Gesetzen 

5. Fiskalische Maßnahmen, Steuerrecht, innovative Finanzierungsinstrumente und 

6. Begleitende Kommunikations- und Effizienzmaßnahmen 

Im Wärmebereich sind alle sechs hier angeführten Maßnahmengruppen notwendig, im 

Strombereich benötigt man nur einige davon. Es gibt im NEKP eine achtseitige Übersichtstabelle 
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(NEKP Tabelle 1, p 9 ff) mit den wichtigsten Zielen, Politiken und Maßnahmen, die notwendig wären, 

um die Ziele im Bereich des Erneuerbarenausbaus und des Klimaschutzes zu erreichen. Diese 

Maßnahmen sind in der WAM-Modellierung des NEKP jedoch nicht berücksichtigt. 

Aus Sicht des EEÖ muss ein NEKP zumindest die unten angeführten Maßnahmen und Instrumente 

beinhalten, und diese müssen in einem Modelldurchlauf auf ihre Wirkung hin überprüft werden, ob 

sie die Ziele tatsächlich erreichen. 

 

Maßnahmen und Instrumente für den Wärmebereich/ Measures And Instruments For The 

Heating-Sector 

Die Wärmewende hin zu erneuerbaren Energieträgern wird nicht ohne Unterstützung geschehen. 

Die folgenden sind, ohne Details zu erklären, dafür notwendig: 

• Ad 1, Steuerungs- und Entscheidungsgrundlagen: 

o Eine bundesweite Datenbank mit Heizkesseldaten ist als Entscheidungsgrundlage 

unverzichtbar, um alte Anlagen identifizieren zu können. Im Augenblick gibt es eine Reihe 

von Datenbanken, die sämtliche nur Teile (geografisch, inhaltlich, qualitativ…) des 

Heizanlagenbestandes erfassen. Um die Energiewende im Wärmebereich beurteilen und 

steuern zu können, ist eine bundesweite Datenbank notwendig. Für diese muss auch eine 

gesetzliche Grundlage geschaffen werden. 

o Regelmäßige Überprüfung des Heizanlagen-Bestandes, als Grundlage kann der 

klimaaktiv- Heizungs-Check dienen 

o Begleitendes Monitoring der Wärmewende, um allenfalls rechtzeitig steuernd eingreifen 

zu können; dieses soll durch periodische Berichte geschehen. 

 

 

• Ad 2, Schulung und Ausbildung: Stärkung der Expertise von Beratern, Professionisten und 

Handwerkern 

o Dafür sind Ausbildungsprogramme notwendig. Die Umsetzung von Qualitätsstandards 

bei der Beratung, Planung und Errichtung von Wärmeversorgungssystemen soll als 

Fördervoraussetzung für Landes- und Bundesförderungen eingeführt werden. 

o Schulungen und Ausbildung sind sowohl für den Bereich der Verbesserung der 

Gebäudehülle (thermische Sanierung), der Wärmeversorgung (Installateure) als auch der 

Neuerrichtung von Gebäuden (Architekten, Planer) notwendig. 

• Ad 3, Förderungen, finanzielle Unterstützung des Umstieges 

o Förderprogramm für die Investitionskosten, allerdings ausreichend dotiert ohne 

alljährlichen sustentatus interruptus. Systeme der erneuerbaren Wärmeversorgung sind 

im Allgemeinen gegenüber solchen auf Basis fossiler Energie durch höhere 

Investitionskosten, aber geringere laufende Kosten ausgezeichnet. Entsprechend soll eine 

Förderung die Barriere der Investitionskosten überbrücken helfen. 

o Qualitätssicherung des Förderprogrammes, um zu verhindern, dass es zu Über- oder 

Unterförderung kommt. 

o Eine Reihe von kontraproduktiven Förderungen und Subventionen behindert den 

Umstieg auf Erneuerbare, diese sollen identifiziert und möglichst schnell abgebaut 

werden. 
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o Das Unterstützungsprogramm muss dafür Sorge tragen, dass soziale Härtefälle 

vermieden werden und der Übergang zu Erneuerbaren Energieträgern nicht 

armutssteigernd wirkt. 

• Ad 4, Ordnungsrecht: 

o Verbot fossiler Heizsysteme im Neubau und bei Sanierungen. 

o Verbot des Betriebes von Heizanlagen auf fossiler Basis, die ein gewisses Alter 

überschritten haben, in Abstimmung mit dem Regierungsprogramm (Ölkessel älter als 25 

Jahre ab 2025). 

o Änderung des Mineralrohstoffgesetzes, um geothermische Ressourcen mit geringerem 

administrativem Aufwand nutzen zu können. 

o Strategische Bevorratung von Pellets, um für unerwartete Verbrauchsspitzen besser 

gewappnet zu sein. 

o Die Raumordnung muss verbessert werden. Aktuell gibt es praktisch keine bundesweite 

Kompetenz in den Bereichen Raumordnung und Energieraumplanung, was zu 

ineffizienten Strukturen, regionalen Unterschieden in Genehmigungsprozessen und zu 

hohem Flächenverbrauch führt. 

o Es gibt eine umfangreiche Liste von Anpassungsvorschlägen im Gewerbe-, Miet-, Bau-, 

Wohnungseigentumsrecht und anderen Rechtsmaterien, die jeweils den Umstieg auf 

erneuerbare Wärmeversorgung erleichtern. Eine vollständige Liste würde den Umfang 

dieser Darstellung sprengen. 

• Ad 5, Fiskalrecht, Steuerrecht, innovative Finanzierungsinstrumente: 

o Ende des Heizölprivilegs: Obwohl chemisch das gleiche Produkt wie Diesel, wird Heizöl 

nur mit etwa einem Viertel der Steuer belegt wie Diesel. Die „raus aus Öl“ Strategie kann 

nur gelingen, wenn Heizöl nicht weiterhin durch Steuergeschenke attraktiv gemacht wird. 

o Eine ökosoziale Steuerreform soll zur höheren Besteuerung von fossilen Energieträgern 

führen und gleichzeitig volkswirtschaftlich erwünschtes Verhalten unterstützen. 

• Ad 6, begleitendes Kommunikationsprogramm, Effizienzmaßnahmen 

o Eine Strategie zur Gebäudesanierung zur Reduktion des Gesamtenergieverbrauchs ist 

notwendig, weil die heimischen Potenziale aller Erneuerbaren ansonsten nicht ausreichen, 

um den Bedarf zu stillen. Entsprechend dem Vorschlag des EEÖ muss die in Gebäuden 

verbrauchte Wärmeenergie bis Mitte des Jahrhunderts etwa halbiert werden (vgl. Fig. 5). 

o Die gesamte Energiewende im Wärmebereich muss durch Kommunikationsmaßnahmen 

begleitet werden, um Akzeptanz in der Bevölkerung zu schaffen und 

Handlungsmöglichkeiten für Einzelne und Gruppen aufzuzeigen. 

 

Maßnahmen und Instrumente für den Elektrizitätsbereich/ Measures And Instruments For 

The Electricity-Sector 

Um die Zielsetzung zu erreichen, die Stromversorgung bis 2030 auf 100% (national bilanziell) 

Ökostrom bzw. Strom aus erneuerbaren Energieträgern umzustellen, ist vor allem eine rasche 

Neugestaltung der Ökostromförderung vorzunehmen. Für die verschiedenen 

Erzeugungstechnologien wird ein mengenmäßiger Ausbaupfad festgelegt, konkret sind folgende 

Ausbauziele bis 2030 notwendig (zusätzliche Kapazitäten): 

• 1.250 MW Wasserkraft (5 TWh), 

• 5.500 MW Windkraft (10 TWh),  

• 11.000 MW Photovoltaik (11 TWh), 

• 200 MW feste Biomasse (1 TWh),  

• 170 MW erneuerbare Gase (1,2 TWh). 
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Von den unten angeführten Maßnahmen sind die Nummern 1 und 2, Steuerungs- und 

Entscheidungsgrundlagen sowie Expertise, bereits ausreichend vorhanden. Vor allem ist es 

notwendig, die Förderungen entsprechend auszubauen, um den Bau von Anlagen zu forcieren. 

1. Verbesserung der Steuerungs- und Entscheidungsgrundlagen 

2. Stärkung der Expertise; Schulungs- und Ausbildungskapazitäten 

3. Förderungen, Abbau kontraproduktiver Anreize und Subventionen, sozialer Ausgleich 

4. Ordnungspolitische Maßnahmen, Raumordnung, Anpassung von Gesetzen 

5. Fiskalische Maßnahmen, Steuerrecht, innovative Finanzierungsinstrumente und 

6. Begleitende Kommunikations- und Effizienzmaßnahmen 

Ad 3. Förderungen, Abbau kontraproduktiver Anreize und Subventionen, sozialer Ausgleich 

Als Standard-Fördermodell fordert der EEÖ das Markprämienmodell, also eine Direktvermarktung 

des Ökostroms, bei welcher der Erzeuger seinen Ökostrom selbst vermarktet und zusätzlich eine 

Marktprämie pro Kilowattstunde als Betriebsförderung erhält. Die Förderhöhen werden 

administrativ festgelegt, für Photovoltaik erfolgt die Ermittlung der Förderhöhe mittels 

Ausschreibungen. 

Vorgesehen sind gleitende Marktprämien, die sich als Differenz aus einem zu verordnenden oder 

(im Falle der Photovoltaik) durch Ausschreibung bestimmten anzulegenden Wert und dem 

Monatsmarktwert der jeweiligen Technologie definieren. Der Monatsmarktwert bildet den 

tatsächlichen Marktwert der verschiedenen Technologien auf dem Strommarkt ab. 

Für Kleinanlagen (unter 500 kW bzw. bei Windkraft 3 MW oder drei Erzeugungseinheiten) besteht 

die Wahlmöglichkeit, Betriebsförderungen entweder in Form der Direktvermarktung des 

Ökostroms mit gleitender Marktprämie, in Form einer Abnahmepflicht zu Marktpreisen zuzüglich 

Marktprämie oder in Form einer Abnahmepflicht zu Marktpreisen für Ökostrom in Anspruch zu 

nehmen. Dies gilt nicht für die Photovoltaik-Kleinanlagen, für diese besteht kein Anspruch auf eine 

Abnahmepflicht zu Marktpreisen zuzüglich Marktprämie, sondern nur die Möglichkeit der 

Selbstvermarktung mit Marktprämie oder die Abnahmepflicht zu Marktpreisen für Ökostrom. 

Für Anlagen auf Basis von fester Biomasse bis 50 kW sowie für Anlagen auf Basis von Ablauge, für 

Kleinwasserkraftanlagen, für mittlere Wasserkraftanlagen (10 bis 20 MW) sowie für 

Photovoltaikanlagen bis 500 kW und Stromspeicher bis 100 kW sind Investitionszuschüsse 

vorgesehen. Die Bestimmungen folgen im Wesentlichen denjenigen des bestehenden ÖSG 2012. 

Die Laufzeit für die Gewährung der Marktprämien beträgt 20 Jahre. 

Für die ersten fünf Jahre ab Beginn der Direktvermarktung ist eine Managementprämie 

vorgesehen, die den Einstieg in die Direktvermarktung erleichtern soll. 

Für rohstoffabhängige Anlagen ist eine Nachfolgeförderung vorgesehen. 

Kleinwasserkraftanlagen und Windkraftanlagen erhalten eine Förderung in Abhängigkeit von 

ihrem Standort bzw. ihrer Erzeugungsmenge (standortdifferenziertes Fördermodell), da so 

unterschiedlichen Erzeugungskosten Rechnung getragen wird bzw. für die Netzintegration und die 

Akzeptanz der Bevölkerung eine größere Verteilung des Windkraftausbaus sinnvoll und 

volkswirtschaftlich günstiger ist. Das Modell für Windkraft entspricht dem deutschen 

Referenzertragsmodell. 

Bei der Kleinwasserkraft wird der notwendigen Umsetzung von ökologischen Revitalisierungen 

Rechnung getragen. 
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Für die Auszahlung der Marktprämien und der Investitionszuschüsse sowie für die Abnahme von 

Strom aus Kleinanlagen ist die Ökostromabwicklungsstelle verantwortlich. 

 

Kurzüberblick über die Fördermodelle 

Windkraft 

- Direktvermarktung des Ökostroms mit Marktprämien (administrative Festlegung der 

Förderhöhe) 

- Kleinanlagen (bis 3 MW oder 3 Erzeugungseinheiten) haben die Wahl, Betriebsförderungen 

entweder in Form der Direktvermarktung des Ökostroms mit Marktprämie, einer Abnahmepflicht 

zu Marktpreisen zuzüglich Marktprämie oder einer Abnahmepflicht zu Marktpreisen für Ökostrom 

in Anspruch zu nehmen. 

Wasserkraft 

- Kleinwasserkraftanlagen bis 10 MW: Wahlmöglichkeit zwischen Investitionszuschüssen und 

Direktvermarktung des Ökostroms mit Marktprämien (administrative Festlegung der Förderhöhe) 

- Kleinanlagen (bis 500 kW) haben die Wahl, Investitionszuschüsse oder Betriebsförderungen 

entweder in Form der Direktvermarktung des Ökostroms mit Marktprämie, einer Abnahmepflicht 

zu Marktpreisen zuzüglich Marktprämie oder einer Abnahmepflicht zu Marktpreisen für Ökostrom 

in Anspruch zu nehmen. 

- Mittlere Wasserkraft (über 10 MW bis einschließlich 20 MW): Investitionszuschüsse 

Photovoltaik 

- PV-Systeme bis 100 kW: Investitionszuschüsse 

- PV-Systeme über 100 bis 500 kW: Wahlmöglichkeit zwischen Investitionszuschüssen und 

Direktvermarktung des Ökostroms mit Marktprämien, die durch Ausschreibung ermittelt werden 

- PV-Systeme über 500 kW: Direktvermarktung des Ökostroms mit Marktprämien, die durch 

Ausschreibung ermittelt werden 

- Für Kleinanlagen (bis 500 kW) besteht die Möglichkeit der Abnahmepflicht zu Marktpreisen. 

Feste Biomasse 

- Direktvermarktung des Ökostroms mit Marktprämien (administrative Festlegung der 

Förderhöhe) 

- Anlagen bis 50 kW: Wahlmöglichkeit zwischen Direktvermarktung des Ökostroms mit 

Marktprämien (mit administrativer Festlegung der Förderhöhe) und Investitionszuschüssen 

- Kleinanlagen (bis 500 kW) haben die Wahl Betriebsförderungen entweder in Form der 

Direktvermarktung des Ökostroms mit Marktprämien, einer Abnahmepflicht zu Marktpreisen 

zuzüglich Marktprämie oder einer Abnahmepflicht zu Marktpreisen für Ökostrom in Anspruch zu 

nehmen. 

Biogas und sonstige erneuerbare Gase 

- Direktvermarktung des Ökostroms mit Marktprämien (administrative Festlegung der 

Förderhöhe) 
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- Kleinanlagen (bis 500 kW) haben die Wahl Betriebsförderungen entweder in Form der 

Direktvermarktung des Ökostroms mit Marktprämien, einer Abnahmepflicht zu Marktpreisen 

zuzüglich Marktprämie oder einer Abnahmepflicht zu Marktpreisen für Ökostrom in Anspruch zu 

nehmen. 

- Technologiebonus an den Ökostromerzeuger im Falle der Nutzung von in das Netz eingespeisten 

erneuerbaren Gase auf Erdgasqualität (Biomethan) 

4. Ordnungspolitische Maßnahmen, Raumordnung, Anpassung von Gesetzen 

Eine zielorientierte Energieraumplanung der Bundesländer zur Bereitstellung von Flächen speziell 

für Windkraftstandorten, aber künftig auch für PV-Anlagen, ist essentiell, um einen Ausbau 

voranzutreiben. Raum- und Infrastrukturplanung ist in den einzelnen Bundesländern 

unterschiedlich geregelt und wirkt sich signifikant auf den Ausbau von erneuerbaren Energien aus. 

In den Bundländern Niederösterreich, Burgenland und Steiermark sind über das 

Raumordnungsrecht Flächen zur Entwicklung der Windkraft ausgewiesen worden. Diese Prozesse 

für die Bereitstellung von ausgewiesenen Flächen zur Windkraftentwicklung müssen optimiert 

werden. Entsprechend des UN-Klimaabkommens und den abgeleiteten bundes- und 

landespolitischen Zielsetzungen für die Klima- und Energiepolitik müssen die erforderlichen 

Flächen zur aktiven Windkraftentwicklung bereitgestellt werden. Die Bundesländer müssen in die 

Verantwortung genommen werden bezüglich der Realisierung der Potentiale, die zur Erreichung 

der Klimaschutz- und Energieziele, welche den UN und der EU gegenüber eingegangen wurden, 

erforderlich sind (z.B. Verzahnung der Verantwortung zw. Bund und Ländern etwa über Art 15a-

Vereinbarungen). 

Zusätzlich zu der Einschränkung auf einzelne Flächen sind in einigen österreichischen 

Bundesländern pauschalierte Abstandsregelungen gesetzlich verankert. Durch pauschalierte 

Abstandsregelungen wird auf die tatsächliche Emission der Windkraftanlagen nicht eingegangen, 

was ohnedies in Genehmigungsverfahren überprüft wird. Insbesondere werden dadurch wertvolle 

Standorte für die Stromerzeugung ausgeschlossen – unabhängig davon, ob eine negative 

Einwirkung auf Nachbarn und Anrainer besteht. Auch ohne diese pauschalen Regelungen zählen 

die Schutzbestimmungen u. a. bei Lärm/Schall in den Genehmigungsgesetzen zu den strengsten 

weltweit. Diese Vorgaben für die Planung wie etwa die unterschiedlichen pauschalen Abstände zu 

Siedlungsgebieten und einzelnen Wohngebäuden in den Bundesländern müssen optimiert werden. 

Einbindung der Bundesländer: Für die Erreichung der ambitionierten Energieziele ist eine 

proaktive Einbindung aller Bundesländer dringend erforderlich, da diese etwa über die 

Kompetenzen im Bereich Raumordnung/Bauordnung verfügen und gegen ihren Willen keine 

Stromerzeugungskapazitäten oder Leitungen errichtet werden können. Hier ist eine Bund-Länder-

Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG abzuschließen, in welcher der konkrete Beitrag der 

Bundesländer zur Zielerreichung sowie Umsetzungsdetails wie etwa ein bundesweiter Ausgleich 

der Netzausbaukosten geregelt werden.  

5. Fiskalische Maßnahmen, Steuerrecht, innovative Finanzierungsinstrumente 

Es bedarf eines umfassenden grünen „Wiederaufbauprogramms“ ähnlich der historischen 

Bedeutung des „Marshall“ Plans nach dem zweiten Weltkrieg. Das Ziel muss dabei sein, sowohl 

kurzfristig notwendige Hilfsmaßnahmen als auch langfristige Konjunkturpakete mit ökologischen 

und nachhaltigen Zielen zu verknüpfen. Damit können in Österreich tausende neue Jobs 

geschaffen werden, die soziale Ungleichheit und der Strukturwandel zu einer klimafreundlichen, 

krisenresistenten Wirtschaft eingeleitet werden. Die anstehenden langfristig wirkenden staatlichen 

Maßnahmen und öffentlichen Investitionen müssen mit dem Pariser Klimaabkommen und den 

Zielen der nachhaltigen Entwicklung kompatibel sein.  
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Ökonomen sind sich einig, dass eine Bepreisung von CO2 aus Klimaschutzgründen unerlässlich ist. 

Klimaverträgliches Verhalten wird so durch einen Marktmechanismus angereizt. Es ist daher 

umgehend ein sozialverträgliches CO2-Bepreisungsmodell zu entwickeln. Wenn dieses Modell zu 

greifen beginnt und umweltschädliche Subventionen Schritt für Schritt abgebaut werden, wird sich 

die Wettbewerbsfähigkeit erneuerbarer Energien und sauberer Technologien von selbst ergeben 

und Förderungen können langfristig reduziert werden. Eine rasche Umsetzung muss auf nationaler 

Ebene geschehen, parallel dazu muss Österreich sich für eine CO2-Bepreisung auf EU-Ebene bzw. 

auf internationaler Ebene einsetzen. 

6. Begleitende Kommunikations- und Effizienzmaßnahmen 

Windkraftausbau kann nur mit der breiten Akzeptanz der örtlichen Bevölkerung erfolgen. Wichtig 

ist, den Nutzen der sauberen Stromerzeugung aus Windkraft und anderen erneuerbaren Energien 

für den Klimaschutz, die regionale Entwicklung und die wirtschaftlichen Effekte verständlich zu 

vermitteln. Beispielsweise hat die Windenergiebranche von Anfang an versucht, die Akzeptanz für 

Anlagen durch Beteiligung im Planungsprozess und auch die finanzielle Einbindung von Anrainern 

zu ermöglichen. In Österreich sind aktuell rund 16.000 Personen an Windkraftanlagen und den 

Windkraftunternehmen beteiligt. Dieser Weg zur Stärkung der Akzeptanz muss optimal 

weitergeführt werden. Zukünftig müssen Gemeinden noch mehr in den Gestaltungsprozess bei der 

Entstehung von Windparks einbezogen werden und damit einhergehend auch finanziell stärker 

davon profitieren.  

 

Finanzierung der Maßnahmen/ Financing Of The Measures 

Im NEKP auf S 262ff, Tab. 27 gibt es eine Abschätzung der Kosten (Investitionsbedarf) und einen 

globalen Vorschlag für die Finanzierungsquellen, die notwendig sind, um die vorgeschlagenen 

Ziele für 2030 gemäß WAM-Szenario zu erreichen. Das Gesamtinvestitionsvolumen für die Periode 

bis 2030 wird auf 166 bis 173 Mrd. Euro geschätzt.  

• Verkehr: 97,3 Mrd. € (nur Investitionen des Bundes, nicht private oder Investitionen der 

anderen Gebietskörperschaften. So sollen Investitionen in den Nahverkehr zu 50% nicht 

vom Bund kommen, die Förderung des Radverkehrs zu 80% von Ländern und Gemeinden 

bezahlt werden.) 

• Energiesystem (Strom, Gas, Fernwärme):  31,5 bis 38,5 Mrd. € 

• Wärme, Kälte (Gebäude und Industrie):  29,7 Mrd. € 

• Sonstige Sektoren:        1 Mrd. € 

• Innovation, Forschung, Entwicklung:    6,9 Mrd. € 

Dieses Budget beruht auf dem unzureichenden WAM-Szenario und ist schon aus diesem Grund 

nicht vollständig.  

In diesem Budget fehlt unter anderem die notwendige und längst überfällige Aufstockung des 

Sanierungsschecks. Denn die im Plan vorgesehene Verdoppelung der Sanierungsrate kann mit den 

bisherigen Maßnahmen nicht erreicht werden. Für die im Regierungsprogramm vorgesehene 

Anhebung der Sanierungsrate auf drei Prozent und den Ausstieg aus der Ölheizung ist eine 

Aufstockung des Bundessanierungsschecks auf mindestens 300 Mio. Euro notwendig. Auch hier 

müssen schon im Budget 2020 die Weichen gestellt werden. Um die Emissionslücke von mehr als 

5 Mio. Tonnen CO2 pro Jahr zu schließen – nur um die EU-Mindestziele zu erreichen – braucht es 

zusätzliche Anstrengungen. 2 Mio. Tonnen CO2 davon sollen laut dem NEKP durch den Abbau 

umweltschädlicher Subventionen erreicht werden. Dafür muss ein Steuervolumen von mehreren 
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Milliarden Euro bewegt werden. Überdies müssen umweltschädliche Subventionen von mehr als 

4,7 Mrd. Euro pro Jahr endlich abgebaut werden. 

Wenn die Ausbauziele der Bundesregierung bei der Photovoltaik erreicht werden, können 

200.000 zukunftsfähige Arbeitsplätze geschaffen werden, 2,4 Mrd. Euro Wertschöpfung werden 

bei der Errichtung der Windräder generiert und weitere 275 Mio. Euro jährlich durch den Betrieb 

und die Wartung der neu errichteten Anlagen sichergestellt. Beim Bau der Windkraftwerke wären 

in den nächsten zehn Jahren 30.000 Personen beschäftigt, weitere 2.700 Arbeitsplätze können 

dauerhaft für die Wartung und den Betreib neu geschaffen werden. 
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